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INSERAT

Die Baselbieter Gemeinden bezahlen in
Zukunft die altersbedingten und der
Kanton die invaliditätsbedingten Ergän-
zungsleistungen (EL). Da der von den
Gemeinden zu tragende Anteil höher
ist als bisher, werden sie künftig vom
Kanton mit jährlich 14,3 Millionen
Franken entschädigt. Der Landrat hat
gestern das revidierte Ergänzungsleis-
tungsgesetz zur AHV und IV einstimmig
verabschiedet. Das für eine Gesetzesän-
derung ohne Urnengang nötige Vier-
fünftelmehr wurde damit erreicht.

Gemeinden wollen 45 Millionen
Möglich wurde dies indes nur, weil

sich das Parlament hinter einen neuen
Kompromiss seiner Finanzkommission
(Fiko) stellte: Diese beantragte dem
Landrat vor der gestrigen zweiten Le-
sung, die Vergangenheitsbewältigung
aus dem EL-Gesetz in den Landratsbe-
schluss zu verschieben. Umstritten
bleibt nämlich auch nach dem gestrigen
Entscheid die Frage, wie viel der Kanton
den Gemeinden zurückbezahlen muss
für die Übernahme der Pflegekosten im
Zuge der Einführung der neuen Pflegefi-
nanzierung 2011. Im Streit um die zwi-

schen 2011 und 2015 erbrachten Pflege-
dienstleistungen fordern die Gemein-
den vom Kanton aufgrund Berechnun-
gen des Statistischen Amtes insgesamt
45 Millionen zurück. Der Kompromiss
der Fiko sah dagegen die Zahlung von
einmalig 15 Millionen vor. Dafür spra-
chen sich im Parlament CVP, SVP und
FDP aus. Rot-Grün war dagegen.

Ein neuer Antrag der SP wollte den
Landratsbeschluss so abändern, dass
dieser die Vergangenheit nicht ab-
schliessend regelt. Der Kanton solle die
Möglichkeit offenlassen, die restlichen
30 Millionen zu einem späteren Zeit-
punkt auszubezahlen. Wie schon in der
ersten Lesung betonte Finanzdirektor
Anton Lauber (CVP), dass der Kanton
dazu Rückstellungen tätigen müsste.
Diese könnten dazu führen, dass man
über Steuererhöhungen «diskutieren
müsse». Das Parlament lehnte den SP-
Antrag mit 57 Nein- gegen 29 Ja-Stim-
men und 2 Enthaltungen ab. Der Land-
ratsbeschluss wurde in der Folge mit 71
zu 12 Stimmen bei fünf Enthaltungen
verabschiedet. Dagegen stimmten ver-
einzelte Ratsmitglieder von SP, FDP und
SVP; einige Grüne enthielten sich.

Damit ist der Streit nicht vom Tisch.
Die Regierung hatte aufgrund der gäh-
nenden Leere in der Kantonskasse im
vergangenen Jahr vorgeschlagen, die
Kompensationszahlungen an die Ge-
meinden ohne Termin zu verschieben.
Sie steht mittlerweile aber hinter dem

15-Millionen-Kompromiss der Fiko: Die-
ser bringe nicht nur eine Lösung für die
Zukunft, sondern schliesse die Vergan-
genheit definitiv ab, hiess es im Landrat.

Volk wird wohl entscheiden
Unzufrieden bleiben die Gemeinden:

Sie fordern vom Kanton weiterhin die
volle Rückerstattung der «geschulde-
ten» 45 Millionen, die dieser «durch die
Einführung der neuen Pflegefinanzie-
rung gespart hat.» Dies innert vier Jah-
ren. Da der Landrat diese Forderung
nicht berücksichtigt habe, prüfen sie
nun eine Initiative, teilen die Gemein-
depräsidenten von neun grossen Ge-
meinden unter der Federführung von
Urs Hintermann (Reinach) und Reto
Wolf (Therwil) mit. Diese Positionen
dürfte eine überwiegende Mehrheit der
86 Gemeinden teilen.

Bevor die Gemeindeinitiative lanciert
wird, will man allfällige Signale des Kan-
tons abwarten. «Kommt ein neuer guter
Vorschlag ins Spiel, hören wir gerne
zu», sagt Reto Wolf auf Anfrage der bz.
Damit im Baselbiet eine Gemeindeinitia-
tive zustande kommt, müssen insgesamt
fünf Einwohnerräte oder Gemeindever-
sammlungen einen entsprechenden Be-
schluss fassen; dies braucht zwar Zeit,
dürfte aber politisch kein Problem dar-
stellen. Sehr wahrscheinlich wird ab-
schliessend das Volk über die Millio-
nen-Rückzahlung des Kantons an die
Gemeinden entscheiden. (HAJ/ SDA)

Pflegekosten Der Landrat
will die Gemeinden mit 15 Mil-
lionen Franken auszahlen.
Letztere bleiben unzufrieden.

Kanton unter Druck der Gemeinden

«Es ist ein Wunder», entfährt es Kristin
Metzner. Und sie schiebt lachend nach:
«Und ich glaube eben an Wunder.» Die Ge-
schäftsführerin des Zentrums Selbsthilfe
beider Basel hat tatsächlich gut lachen. Zu-
sammen mit der Leiterin der Frauenoase,
Elfie Walter, erlebte sie gestern auf der Zu-
schauertribüne des Landrats eine faustdi-
cke Überraschung: Das Kantonsparlament
lehnte die Vorlage der Regierung ab, die
Verpflichtungskredite für beide Institutio-
nen 2016 zu kürzen und ab 2017 komplett
einzustellen. 46 Landräte stimmten dage-
gen, 38 dafür und 3 enthielten sich. Damit
werden die Leistungsaufträge nicht mitten-
drin gekündigt – dies war denn auch eines
der Hauptargumente gegen die Sparmass-
nahme. Nun laufen sie im Falle der Frauen-
oase normal bis 2017 mit jährlich 75 000
Franken und beim Zentrum Selbsthilfe bis
2018 mit 148 000 Franken weiter.

12 Bürgerliche gaben den Ausschlag
Für den Baselbieter Gesundheitsdirektor

Thomas Weber (SVP) bedeutet das, dass er
nun an anderer Stelle die 223 000 Franken
einsparen muss, will die Regierung ihr letz-
ten Sommer vorgegebenes Entlastungsziel
von 194 Millionen Franken erreichen. Wo-
bei: Nicht nur die von Anfang an auf Oppo-
sition getrimmte Ratslinke mahnte gestern
an, dass dieser Betrag «den Braten nicht
feiss gemacht hätte». «Für den Kanton ist
das ja kein Riesenbetrag, den beiden Insti-
tutionen hilft es aber sehr», sagte auch
Myrta Stohler (SVP, Diegten) im Anschluss
zur bz. Genau solche bürgerlichen «Ab-
weichler» wie sie waren es letztlich, die
den Ausschlag gaben.

Noch beim Budgetpostulat im Dezember
stand es 48 zu 38 bei einer Enthaltung zu-
ungunsten der Frauenoase. Nur drei Bür-
gerliche wollten damals der Institution, die
drogenabhängige und obdachlose Prostitu-
ierte unterstützt, helfen. Gestern waren es
deren 12. Neben Stohler sind dies bei der
SVP Caroline Mall, Pascale Uccella und
Martin Karrer und bei der FDP Marianne
Hollinger, Jürg Vogt und Andrea Kauf-
mann. Bei der CVP/BDP-Fraktion sprach
sich mit Sabrina Corvini, Pascal Ryf, Chris-
tine Gorrengourt, Markus Dudler (alle
CVP) und Marie-Therese Müller (BDP) gar
eine Mehrheit gegen die Sparmassnahme
aus. Das gab den Ausschlag, denn SP, Grü-
ne, EVP, GLP und Grüne-Unabhängige
stimmten als geschlossener Block gegen
die Kürzung.

«Heute war ein Durchbruch, den ich so
nicht erwartet hätte», kommentierte Rahel
Bänziger (Grüne, Binningen) im Anschluss.
In den letzten Wochen sei man aber auch
auf bürgerliche Landräte zugegangen, von
denen man dachte, sie umstimmen zu kön-
nen, sagt die Präsidentin der Volkswirt-
schafts- und Gesundheitskommission. Pas-
cal Ryf (CVP, Oberwil) bestätigt gegenüber
der bz: «Bei uns hat ein Umdenken stattge-
funden. Sparen ist wichtig, doch hier hätte
man es bei den Schwächsten der Gesell-
schaft getan.» Innerhalb der CVP sei es des-
halb zu einer Wertediskussion gekommen.
Auch dass Kürzungen im Präventionsbe-
reich höhere Folgekosten wegen mehr sta-
tionären Klinikaufenthalten mit sich brin-
gen können, überzeugte als Argument.

Doch keine Volksabstimmung
Just die drei «ranghöchsten» CVP-Land-

räte, Landratspräsident Franz Meyer, Frak-
tionspräsident Felix Keller und Parteipräsi-
dent Marc Scherrer, sprachen sich dabei
für das Sparen aus. «Auch als Parteipräsi-
dent sage ich nie anderen, wie sie stimmen
sollen», sagt Scherrer im Anschluss. Das

Nein gelte es zu akzeptieren. Er sei aller-
dings schon davon ausgegangen, dass die
Sparmassnahme angenommen werde.
Scherrer selbst geriet während der Debatte
arg unter Beschuss von Links. Dies, nach-
dem er sich dazu hatte hinreissen lassen,
der SP vorzuwerfen, das drohende Refe-
rendum der beiden Institutionen zum
Wahlkampf zu missbrauchen. «Euch geht
es nicht um die Sache», monierte er. Denn
sonst müsste man seinen Kompromiss-An-
trag unterstützen, der dem Zentrum
Selbsthilfe 100 000 Franken zugestehen
wollte, der Frauenoase wegen zu hoher
Pro-Kopf-Kosten aber nichts. «Marc, was
geht in deinem Hirn vor, wenn Du glaubst,
wir betreiben Parteipolitik auf dem Buckel
der Betroffenen?», entfuhr es etwa Regula
Meschberger (SP, Birsfelden). Am Ende
musste gar Landratspräsident Meyer zu ge-
genseitigem Respekt aufrufen.

Das Referendum müssen Elfie Walter
und Kristin Metzner nun nicht mehr er-
greifen. «Das ist eine totale Erleichterung,
denn es wäre nochmals ein Kraftakt mehr
gewesen, gerade für zwei kleine Institutio-
nen wie wir es sind», sagt Walter.

Zwei Frauen in Feierlaune
VON MICHAEL NITTNAUS (TEXT UND FOTO)

Überraschung Landrat streicht der Frauenoase und dem Zentrum Selbsthilfe keine Gelder

«Bei uns hat ein
Umdenken stattge-
funden. Sparen ist
wichtig, doch hier
hätte man es bei
den Schwächsten
der Gesellschaft
getan.»
Pascal Ryf CVP-Landrat

Elfie Walter von der Frauenoase (l.) und Kristin Metzner vom Zentrum Selbsthilfe freuen sich über den Landratsentscheid.

LANDRAT

EXTERNE AUFTRÄGE
Parlament will bessere
Kontrolle
Der Umgang mit externen Beratern
und dem Projektmanagement soll im
Baselbiet verbessert werden. Entspre-
chende Empfehlungen der Geschäfts-
prüfungskommission (GPK) und der
Finanzkontrolle überwies der Landrat
gestern einstimmig an die Regierung.
Die Empfehlungen beinhalten etwa,
dass die Verwaltung detailliert nach-
weisen muss, weshalb eine Problem-
lösung nicht intern möglich ist. Wer-
den bei einem Projekt dennoch exter-
ne Berater in Betracht gezogen, müs-
se zuvor konsequent nach vergleich-
baren Lösungen in anderen
Direktionen, Kantonen und beim Bund
gesucht werden. Die Regierung be-
grüsste in ihrer Stellungnahme mehr-
heitlich die Empfehlung von GPK und
Finanzkontrolle. Künftig soll etwa die
Zentrale Beschaffungsstelle externe
Aufträge zentral in einer Datenbank
erfassen und überwachen. (SDA)

KVS-INITIATIVE
Brückenangebote neu
im Bildungsgesetz
Der Landrat hat duale und schulische
Brückenangebote im Baselbieter Bil-
dungsgesetz verankert. Er beschloss
dies mit 66 Ja-Stimmen bei 3 Enthal-
tungen. Alle bestehenden Brückenan-
gebote im Gesetz festzuschreiben,
lehnte der Rat indes ab. Das letzte
Wort hat nun das Volk. Die unformu-
lierte Initiative «Bildungsqualität auch
für schulisch Schwächere» alias KVS-
Initiative, auf welche die Vorlage zu-
rückgeht, hatte ursprünglich den Ver-
zicht auf die Kaufmännische Vorberei-
tungsschule (KVS) verhindern wollen.
Die Initiative kommt nun mit der vom
Landrat in zweiter Lesung verabschie-
deten Formulierung an die Urne. (SDA)

INFORMATIK
Neu alle zwei Jahre
auf dem Prüfstand
Die Informatik (IT) in der Baselbieter
Verwaltung soll künftig alle zwei Jahre
durch eine landrätliche Subkommissi-
on überprüft werden. Der Landrat hat
gestern einen entsprechenden Antrag
seiner Geschäftsleitung mit 84 gegen
eine Stimme verabschiedet. Die Vorla-
ge geht zurück auf ein Verfahrenspos-
tulat, dass die Einführung einer stän-
digen IT/EDV-Kommission des Land-
rats verlangt hatte. (SDA)

AUS DEM LANDRAT
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